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Abkommen von 1972 nicht eingedämmt werden kann, da dieses

Abkommen Entwicklung, Herstellung und Lagerung von B-Waffen

zu Schutzzwecken erlaubt. Weltweit wird die gentechnische Bear-

beitung der B-Waffen nur zu Schutzzwecken betrieben, was unterm
Strich aber den Namen Aufrüstung verdient. Zweitens bringen die
gentechnischen Arbeiten an den potentiellen Biowaffen gesund-
heitliche und gesellschaftliche Risiken auch in Friedenszeiten mit
sich.

SIPRI, das renommierte schwedische Friedensforschungsinsti-
tut, kommt 1986 zum Ergebnis: »ß-ftft//?« gewinnen vvae/ivenc/e

nn'/itämc/ie ßer/entnng, vm7 nene wirknngs'vo//e Mitte/ Zieranrei-

/en, t/ie 7rappen eine.s Aggressors zn scfetzen Die Mög//cM:e/f
eine.v neuen ßii.vtnng.vweß/ao/s /nn/ï ern.st/in/t in ßetrac/it gezogen
werr/en, r/o ei zn gegenseitigen ßesc/ui/t/igwngen èeztig/ic/t r/es Ein-
satzes r/er Gentec/tno/ogie zur ßifwicfc/ang nenerß-Wiï//én tomt.
£s sei vermer/ct, t/a/J der ILrdae/it nic/tt awsgeräamf werden Äann,

da/i nic/it ge/zeimge/ia/tene Arbeiten zur Zsnfw/cA/ioig von bn/j/sto/-
/en gegen ß-ftft//en zur beiw/icben Äonstrabtion netterß-Bd^fen ge-
nutzt werden bö'nnte, da es keine Grenze zwisc/ten De/ènsiv- und G/-
/ensiv/örsctong in diesem ßereic/t gibt. « ' *

Um die Risiken dieses neuen Rüstungswettlaufs zu stoppen, sind
international politische Anstrengungen vonnöten, militärische For-
schungen an Krankheitserregern auch unter dem Vorzeichen
»friedliche Absicht« zu unterbinden. Medizinisch notwendige For-
schungen an Krankheitserregern müßten international koordiniert
und zivilen Institutionen unterstellt werden. Den Militärs müßte
durch intertnationale Abkommen die gesamte B-Waffenforschung
verboten werden. Verschiedene Aufrufe hierzu kursieren bereits

unter Naturwissenschaftlern.
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Zum 1. November 1987 sollten die in der EG gel-
tenden Grenzwerte zur radioaktiven Belastung
durch »großzügigere« ersetzt werden. Wie in der
EG üblich, konnte darüber keine Einigung erzielt
werden. Dänemark, die Niederlande und die BRD
hatten im EG-Ministerrat eine Verlängerung der
geltenden Richtlinien um zwei Jahre angestrebt,
was jedoch von Großbritannien, Frankreich, Irland
und Spanien abgelehnt wurde. Die Bundesregie-
rung beschloß inzwischen im Alleingang, die bis-
her gültigen Werte beizubehalten.
Getreu dem Motto »aufgeschoben, ist nicht aufge-
hoben«, hielten wir es dennoch für wichtig, die ge-
planten Grenzwertveränderungen in ihren Auswir-
kungen bei künftigen atomtechnischen Unfällen
genauer zu untersuchen.
Ernst Rößler ist Mitarbeiter der Arbeitsgruppe Um-
weltschutz ARGUS in Berlin.

von Ernst Rößler

-»-vie Welt der Strahlenschützer war 1976 noch in Ordnung. Es

U kam zur Neufassung der deutschen Strahlenschutzverordnung

(StrlSchV) in ihre noch heute gültigen Form. Betreibern von kern-

technischen Anlagen werden in dieser Verordnung Auflagen ge-

macht, welche Mengen von Radioaktivität der Bevölkerung in der
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Umgebung eines Atomkraftwerks zugemutet werden dürfen. Man
einigte sich aufeine Ganzkörperdosis von 30 mrem über den Bela-
stungspfad Wasser und nochmals 30 mrem über Luft. Dieses söge-
nannte 30 mrem-Konzept war als obere Grenze der Belastung ge-
dacht. Die Strahlenschutzverordnung formuliert auch das Mini-
mierungsgebot, wonach die Strahlenexposition »so gering wie
mög/ic/z« gehalten werden sollte. Diese maximal zulässigen Bela-

stungswerte galten als gesellschaftlich akzeptables Risiko und er-
möglichten gleichzeitig den Ausbau des Atomenergieprogramms
in der Bundesrepublik Deutschland.

Festzuhalten bleibt hier, daß 30 mrem ca. ein Viertel der natürli-
chen Ganzkörperbelastung ausmachen. D.h., man war sich einig,
daß schon ein Bruchteil der natürlichen Dosis ein Risiko darstellt.
Damit war ein Maßstab für die Gefährlichkeit von Radioaktivität

gesetzt, der auch internationalen Maßstäben genügte.
Weiterhin legt die Strahlenschutzverordnung die Berechnungs-

grundlage für die Strahlenbelastung fest. In Paragraph 45 heißt es:

Die Strahlenexposition muß für »Jz> ««gizw.v/zg.vte fî«vwVfamg.ï.ste/-
/<? nnter ßeräcks'zcMgMHg swwf/ic/zer re/ewznter ße/a.v/Mng.v/z/dz/e

emscMe/J/zc/z zier fmä/zrirngsfetten &erec/z«<?f werzfen. Mit ande-

ren Worten: an den am stärksten belasteten Orten darfdie Belastung
von Einzelpersonen der Bevölkerung 30 mrem nicht überschreiten.
Diese Berechnungsgrundlage ist von größter Bedeutung; sie wird in
den Katastrophenpläne nach Tschernobyl fallengelassen.

Diese Regelungen der Strahlenschutzverordnung betreffen den

Normalbetrieb eines Atomkraftwerks, so auch den GAU, denn für
ihn ist ein deutsches Atomkraftwerk ausgelegt.
Tschernobyl hat dies alles durcheinander gebracht. Der bislangün-
denkbare Super-GAU hat stattgefunden. Nachdem schon Harris-

bürg erste Zweifel schürte, war spätestens nach Tschernobyl auch
dem letzten Experten klar, daß die Sicherheit von Atomkraftwerken
begrenzt ist, daß selbst in einer Entfernung von 1 500 km es noch
zu beträchtlich volkswirtschaftlichen Schäden kommen kann. So
malte Strahlenschutzkommissionsmitglied Prof. Aurand vor Politi-
kern in düsteren Farben das Szenario einer Evakuierung der Bevöl-
kerung bei Nebel und Glatteis aus (Anhörung zum Strahlenschutz-
Vorsorgegesetz). Sehr schnell zeigte sich auch, daß die aus der
Strahlenschutzverordnung hergeleiteten Grenzwerte von 30-50
Bq/kg für den Tschernobyl-Fallout in vielen Lebensmitteln über-
schritten wurden, bzw. eine Einhaltung zu hohen wirtschaftlichen
Folgekosten führen würde.

Da aufgrund der Interessenlage der meisten Experten, ein Aus-
stieg aus der Kernenergie nicht denkbar ist, mußte versucht werden
mit neuen Katastrophenplänen, diese Technik wieder in den Griff
zu bekommen. Weltweit eifern nun Expertengruppen um den bes-

serne Schutz der Bevölkerung für die Zukunft des Atomzeitalters.
So möchte auch die Europäische Gemeinschaft für den nächsten
kerntechnischen Unfall vorbereitet sein und beauftragte eine Sach-

Verständigergruppe, Richtlinien für einen kerntechnischen Unfall
oder, wie es heißt, für den Fall anomaler Radioaktivitätswerte aus-
zuarbeiten. Die Europäische Kommission will in Zukunft über eine

Verordnungsmöglichkeit verfügen, die im Katastrophenfall im vor-
aus festgelegte Grenzwerte zur Anwendung bringt und ein einheitli-
ches Vorgehen in der EG ermöglicht. Diese Verordnung soll ab No-
vember diesen Jahres die jetzt noch endgültig Importgrenzwerte
von 370 bzw. 600 Bq/kg ersetzen. Die ganze öffentliche Diskussion
dreht sich nun um die Höhe dieser dann für die Zukunft festge-
schriebener Grenzwerte.
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Die Antwort der Experten
Dem zunächst von den Experten vorgeschlagenen »Expositions-

kontrollsystems« zum Schutze der Bevölkerung liegt das Prinzip zu
Grunde, »t/a/J die Abxfeny«r die Gexe//xc/tq/t w«d die mir der Ei«-
/n/trang /»ext/m/nter Gegenntq/Jna/tnte« ver/ntne/enen RZx/ke« n/c/tt
die Äbxte« wnd R/x/ken n/terxte/gen t/n/fen, die mir der lér/î/nt/e-

rung der 5rra/r/enexpoxiric>« ver/tnnr/en sind. « Hier wird offensicht-
lieh das Minimierungsgebot der gültigen StrlSchV durch das Alara-
Prinzip (as low as reasonable acheavable - so niedrig wie vernünfti-
gerweise erreichbar) ersetzt, wobei vernünftigerweise meist durch
wirtschaftliche Gesichtspunkte bestimmt ist.

In unserer Gesellschaft gibt es genügend Beispiele, wo die Ko-
sten für die Rettung von Menschenleben eine untergeordnete Rolle

spielen. Man denke an eine Herzverpflanzung oder an die Bergung
eines Schwerverletzten mit einem Hubschrauber. Die Rettung von
Menschenleben wird also im geplanten Strahlenschutz der EG jetzt
wirtschaftlichen Gesichtspunkten unterworfen. Entsprechend wur-
de die Verlängerung der bestehenden EG-Import-Grenzwerte von
370 bzw. 600 Bq/kg u.a. damit begründet, »die lérort/nnng /tobe

n/c/tt zw er/teW/c/te« Sc/tw/er/gke/ten /m /Emde/ ge/n/irt« (Bericht
der Europäischen Kommission Januar 1987).

Mit Hilfe dieser Überlegungen gelangt die Sachverständigen-

gruppe zufolgenden »Notfall-Expositionsreferenzwerte«, d.h. Do-
siswerten:

ein unterer Wert, unterhalb dessen Maßnahmen aus Gründen
des Strahlenschutzes mit höchster Wahrscheinlichkeit nicht

gerechtfertigt sind, und
ein oberer Wert bei, dem aus Gründen des Strahlenschutzes

Maßnahmen mit größter Wahrscheinlichkeit durchzuführen
sind.

Für das erste Jahr nach einem kerntechnischen Unfall werden die

Empfehlungen der internationalen Strahlenschutzkommission
(ICRP) übernommen, d.h. 500 mrem für den unteren Grenzwert
und 5 000 mrem für den oberen. 5 000 mrem ist die Dosis, die auch

der sspeziellen Gruppe der beruflich Strahlenexponierten pro Jahr

zugemutet wird. Für die folgenden Jahre werden Werte von 100

mrem bzw. 1 OOOmrem empfohlen, d.h. als gefährlich (zur Erinne-

rung: dies liegt in der gleichen Größenordnung wie das 30 mrem-
Konzept von 2 mal 20 mrem der deutschen Strahlenschutzverord-

nung). Weiterhin ist es nach Ansicht der Sachverständigen vorsieh-

tig genug, »t/avo« anxznge/te«, z/cz/3 t//e /In/na/tme e/nex E/nze/nen

t/ent I£rze/tr von 70% z/ex Ztetre^èneZen, g/e/c/t/t/e/Ztenr/ in vo//er
//ö'/ie z/ex a/tge/e/fefe« Re/erenzwerfex kontzzznznzezter /Vo/trnngx/te-
xtant/teZ/e vvzz/zrenz/ ez'nex ganze« Jzz/zrex entxpr/c/tt. « (Bericht der

Kommission) Mit dieser schwer verständlichen Formulierung kann

der Grenzwert nochmals um den Faktor 10 angehoben werden.
Man nimmt an, daß noch genügend weniger belastete Lebensmittel
vorhanden sind und damit der durchschnittliche Wert der Belastung

nur 10% des Grenzwertes ausmacht. Dies ist durchaus denkbar,

wenn die hoch belasteten Lebensmittel nur aus einer Gegend im-
portiert werden; dann stehen genügend andere Lebensmittel zur
Verfügung.

Andererseits soll die EG-Verordnung auch innerhalb der EG An-
wendung finden, d.h. sie gelten als Maßstab der Gefährlichkeit
auch für nicht importierte Güter. Sollte es also zu einem kerntechni-
sehen Unfall in der BRD kommen, kann eine Situation entstehen,

in der keine niedrig belasteten Lebensmittel mehr zur Verfügung
stehen. Mit dieser zusätzlichen Annahme über den Anteil der unbe-
lasteten oder weniger belasteten Lebensmittel kann der Referenz-

wert voll ausgeschöpft werden, d.h. mit gleichen Dosisgrenzwer-
ten lassen sich wesentlich höhere abgeleitete Aktivitätsgrenzwerte

aufstellen. Dies steht im deutlichen Gegensatz zu der schon ge-
nannten Berechnung der Grenzwerte gemäß der StrlSchV, wonach
der ungünstigere Fall und nicht der durchschnittliche zu Grunde ge-
legt werden muß. Die Annahme von »Verdünnungsfaktoren« wäre
im Konzept der deutschen StrlSchV undenkbar.
Ohne die Rechnung im einzelnen prüfen zu können, lautet die Emp-
fehlung der Sachverständigengruppe z.B. für Gesamtcaesium für
das erste Jahr nach einem Unglück 20 000 Bq/kg (in Worten zwan-
zigtausend) und 4 000 Bg/kg für die folgenden Jahre. Dies sind die
Interventionswerte für Milchprodukte, für andere Hauptnahrungs-
mittel Lebensmittel gelten die Werte 30 000 bzw. 5 000 Bq/kg.
Diese Grenzwerte sind berechnet worden für die unteren Notfallre-
ferenzwerte, es ergeben sich zehnfach höhere Werte, wenn der obe-

re Referenzwert berücksichtigt wird!
Von Interesse sind noch die Grenzwerte für Alpha-Strahler, ins-

besondere für Plutonium und für Strontium. Im ersten Jahr soll für
Plutonium ein Grenzwert von 80 Bq/kg bzw. in den folgenden Jah-

ren von 20 Bq/kg für Milchprodukte gelten. Für andere Lebensmit-
tel gelten die Grenzwerte von 400 bzw. 80 Bq/kg. Für Strontium im
Milchprodukten schlägt die Sachverständigengruppe 700 im ersten
und 500 Bq/kg in den folgenden Jahren vor, für die anderen Lebens-
mittel werden 7 000 bzw. 3 000 genannt. Wenn diese Grenzwerte
bei einem kerntechnischen Unglück in der EG zur Anwendung
kommen sollte, sind innerhalb der Rechnung der EG andere Expo-
sitionspfade wie Inhalation und Bodenstrahlung nicht berücksich-

tigt. Die wahre Belastung wäre mit diesen Grenzwerten nach einem

Super-Gau in Deutschland wesentlich höher. Geht die EG still-
schweigend davon aus, daß das nächste Atomunglück nicht im Be-

reich der EG stattfindet?

Grenzwerte als politische
Manövriermasse

In ihrem ersten Vorschlag hat die europäische Kommission 4 000

Bq/kg für die Caesiumisotope in Milchprodukten übernommen,
also den Vorschlag der Expertengruppe für das zweite Jahr nach ei-

nem kerntechnisehen Unfall und nicht die nochmals wesentlich hö-
heren Werte für das erste Jahr danach. Gemäß einer Information
der Kommission vom Mai diesen Jahres sah sie sich jedoch veran-
laßt, die Werte für die Caesiumisotope nochmals zu senken. Für
diese Isotope soll jetzt ein Grenzwert von 1 000 für Milchprodukte
zur Anwendung kommen, während die hohen Grenzwerte für
Strontium beibehalten werden sollen. Die vollständigen von der eu-

ropäischen Kommission vorgeschlagenen Werte sind in nebenste-
hender Tabelle aufgeführt.

Es besteht allerdings die Möglichkeit, daß es bis zur endgültigen
Verabschiedung durch den Ministerrat noch zu Änderungen
kommt. So sind die Grenzwertempfehlungen auch innerhalb der

EG umstritten, vor allem Frankreich, Großbritannien und Spanien

plädieren für höhere Werte, während die Berichterstatterin des Um-
weltausschusses des europäischen Parlaments einen Änderungs-
entwurf mit wesentlich niedrigeren Werten vorgelegt hat. Im Vor-
feld der Diskussion im Europa-Parlament hat die Bundesregierung
deutlich gemacht, daß sie für den Fall, daß in Straßburg keine Eini-

gung erzielt wird, die jetzt noch gültigen EG-Import-Grenzwerte
von 370 und 600 Bq/kg, also etwas niedrigere Werte in einer Verord-

nung zur Strahlenschutzvorsorge festschreiben will.
Als Begründung für die neuerliche Änderung schreibt die Kommis-
sion: »Strengere W£rfe x/W^nr <//e J£rxc/t/nntz««g von M/7c/tpro-
t/nkfen «ne/ xonxftgen EeZ/enx/nttfe/n t/«rc/i Caex/nnt/extge/egt wor-
(/en. D/ex xte/tt dam/t t/n Zn.vant/«e«/tang, c/a/f ex x/c/t /t/er n/n /an-
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Vorgeschlagene
EG-Aktivitätsgrenzwerte (Bq/kg)

Milchprodukte sonstige Trinkwasser
Lebensmittel*

Jod- und
Strontiumiso-
tope 500 3 000 400
Plutonium
isotope 20 80 10

Caesiumisotope 1 000 1 250 800

zum Vergleich
StrISchV 30-50
* außer Nahrungsmittel von geringerer Bedeutung. Hier sind zehnfach hö-

here Aktivitätswerte zulässig.

Aotope /tantfe/f, c/aß me/zrcrc

Brenge l#rfc anwenr/e«, r/ze /wr <7/e £x/wrZenr<? z/er Geme/nsc/zq/r
Pro/z/eme z/n/iver/ezz &ö/z/z?ctz, wzzz/ z/zz/J z/ze gewtö/z/ten Mvcaw.v z/as

lè/trazzezz r/er Ö/^izz/zc/z/:«; vv/er/er/tersfe//en so//ew«. Man fragt
sich natürlich, ob das Strontium-90 Isotop mit einer Halbwertzeit
von 28 Jahren und das Plutonium-239 Isotop mit einer Halbwertzeit
von 24 400 Jahren keine langlebigen Nuklide darstellen (Caesium
im Vergleich besitzt eine Halbwertzeit von 30 Jahren). Zudem ist
die Gefährlichkeit dieser Isotope weit höher für den menschlichen

Körper als vergleichsweise Caesium. So beträgt die biologische
Halbwertzeit von Caesium einige Monate, die von Strontium-90
mehr als 11 Jahre! Der hohe Strontium-Anteil im Fallout der 60er
Jahre war ein starkes Motiv, die oberirdischen Atombombenversu-
che einzustellen. Diese inkonsequente Argumentation der Kom-
mission macht deutlich, daß es sich bei diesen Werten um politisch,
aber nicht medizinisch begründete Grenzwerte handelt; offensicht-
lieh sieht auch die Kommission das Vertrauen im Sinken.

Ein Rechenbeispiel

Um die Höhe der von den Experten vorgeschlagenen Grenzwerte
für das erste Jahr nach einem Unglück z. B. 30 000 Bq/kg für Caesi-

umisotope einschätzen zu können, soll hier noch die sich ergebende
Dosis berechnet werden, wenn die durchschnittliche Belastung der
Lebensmittel diesem Grenzwert entspricht, bzw. wenn alle Le-
bensmittel mit diesem Grenzwert belastet sind, also der ungünstig-
ste Fall vorliegt. Geht man von einem Verhältnis für Caesium-137 :

Caesium-134 von 2:1 und einer Verzehrmenge von 460 kg pro Jahr

aus, so ergibt sich eine Dosis von 19 300 mrem pro Jahr für Er-
wachsene. In dieser Größenordnung lag auch die Belastung der Be-

völkerung in der Umgebung des Unglücksreaktors in Tschernobyl,
bevor sie evakuiert wurde. Aber auch der Grenzwert von 1 250

Bq/kg führt noch zu einer Belastung von 800 mrem.

Der Erfolg wirtschaftlicher Überlegungen

Es wird offensichtlich, daß die EG-Kommission - wie sie offen-
herzig begründet - »nz'c/zr ezrzezz zrzzzxzzzzzz/ezz GeszzHzf/zeitec/zzzrz im
Azzge ge/zzz/zr, sozzz/era ez/ze &xsteiz-/Vz<rzeiz-./tec/z«zzng wz'mc/zzz/r/z-

c/zer Ar?« (Der Tagesspiegel Berlin, 24.2.1987). Im Fall eines Atom-
Unglücks kommt es mit diesen neuen Grenzwerten zu keinen Han-
delshemmnissen. Wären diese Regelungen schon vor dem Unglück
in Tschernobyl verabschiedet worden, wären keinerlei Maßnahmen
von staatlicher Seite notwendig gewesen, denn die Belastung lag
1986 in den meisten Fällen unterhalb dieser vorgeschlagenen Grenz-

werte. Jetzt wird es und endlich bescheinigt: Unsere Aufregung
nach Tschernobyl war überflüssig!

Vergleicht man nur den Grenzwert von 1 250 Bq/kg für die Cae-

siumisotope mit dem der StrISchV, so ist dieser um umgelähr einen

Faktor 30 heraufgesetzt worden. D.h. die bislang gültigen Auflagen
an kerntechnischen Anlagen werden angesichts eines infolge eines

Super-Gau zu erwartenden Untergrunds an radioaktiver Verseu-

chung sinnlos. Besonders die von der Sachverständigergruppe vor-
geschlagenen noch wesentlich höheren Grenzwerte machen eben

deutlich, mit welchen hohen Belastungen die Experten nach einem

Super-Gau rechnen, wie hoch also auch auf internationaler Ebene

unser Restrisiko durch die Atomindustrie eingeschätzt wird.
In allen diesen Überlegungen von Experten, Kommissionen und

Politiker, nach Festlegung von Expositionsreferenzwerten, von
anomalen Radioaktivitätswerten, nach Schaffung einer ganzen
neuen Sprache des Strahlenschutzes zur Verwaltung des Super-
GAU, also nach rechnerischer Umkreisung des Restrisikos, ist nir-
gendwo der Ort auszumachen, wo wir uns oder besser die Experten
sich die Frage stellen: Wollen wir das alles noch? Es geht allein um
die Verdrängung des Zweifels. Mit dem Vorlegen dieses Zahlen-

spiels der EG-Grenzwerte ist das gelungen, und die Politiker fühlen
sich wieder gut beraten und verkünden von neuem den besten

Strahlenschutz für die Bevölkerung.
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